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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Dezember 1963 

6 — 70002 — 6074/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik 
der Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Besch tußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvoriage in seiner 261. Sitzung 
am 25. Oktober 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Budrdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) über die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft werden im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes außer im Land Berlin Erhebungen als Bun- 
desstatistik durchgeführt. Die Erhebungen beginnen 
in der Landwirtschaft mit dem Wirtschaftsjahr 1964/ 
1965, in der Forstwirtschaft mit dem Wirtschaftsjahr 
1963/64, Sie finden in der Landwirtschaft bis zum 
Wirtschaftsjahr 1970/71, in der Forstwirtschaft bis 
zum Wirtschaftsjahr 1969/70 in jedem zweiten Wirt- 
schaftsjahr, später in jedem dritten Wirtschaftsjahr 
statt. 

(2) Das Wirtschaftsjahr im Sinne dieses Gesetzes 
läuft in der Landwirtschaft von Juli bis Juni, 
in der Forstwirtschaft (Forstwirtschaftsjahr) von 
Oktober bis September. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnungen Be- 
ginn und Ende des Forstwirtschaftsjahres zur An- 
passung an praktische Bedürfnisse abweichend fest- 
zulegen. 

§ 2 

(1) In landwirtschaftlichen Betrieben mit 2 und 
mehr Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche und in 
landwirtschaftlichen Betrieben mit 0,5 bis unter 
2 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche, die für 
den Markt erzeugen, werden in denErhebungsjahren 
vierteljährlich repräsentative Erhebungen durchge- 
führt. Sie erfassen bei höchstens 65 000 Betrieben 
jeweils für einen Monat Angaben über 

Kennzeichnung des Betriebs, 

Betriebsinhaber und in seinem Haushalt 
lebende Familienangehörige sowie ihre Be- 
schäftigung, 

familienfremde Arbeitskräfte, ihre Stellung 
im Betrieb und ihre Beschäftigung. 

In den Ländern Bremen und Hamburg findet ab- 
weichend von Satz 1 in jedem zweiten Erhebungs- 
jahr nur eine Erhebung statt. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber landwirt- 
schaftlicher Betriebe. 


§ 3 

(1) In der Forstwirtschaft werden jeweils in den 
ersten zwei Monaten nach Ablauf eines Forstwirt- 
schaftsjahres Erhebungen für das vorangegangene 
Forstwirtschaftsj ahr durchgeführt. 

(2) In Körperschafts-, Gemeinschafts- und Privat- 
forstbetrieben mit 50 und mehr Hektar Waldfläche 
werden die Erhebungen repräsentativ bei höchstens 
3000 Betrieben durchgeführt. Sie erfassen Angaben 
über 

Kennzeichnung des Betriebs, 

Arbeitskräfte des Betriebs, ihre Stellung im 

Betrieb und ihre Beschäftigung. 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber forstwirtschaft- 
licher Betriebe. 

(3) Die für die Forstwirtschaft zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden und die Land- 
wirtschaftskammern melden für die zu ihrem Ge- 
schäftsbereich gehörenden Forstämter und staat- 
lichen Forstbetriebe die Arbeitskräfte, ihre Stellung 
im Amt oder Betrieb und ihre Beschäftigung. 


§ 4 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Stati- 
stik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt unberührt. 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1964 in Kraft. 
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Drucksache IV/ 1794 


Begründung 


Erhebungen über die Arbeitskräfte in fand- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben fanden seit 1945 in 
unterschiedlichem Umfang bei der landwirtschaft- 
lichen Betriebszählung 1949, in den Jahren 1952 bis 
1954 auf Grund jährlich erlassener Verordnungen, 
in den Jahren 1956 bis 1958 auf Grund der Verord- 
nung vom 18. Juni 1956 (Bundesanzeiger Nr. 117) 
sowie zuletzt bei der Landwirtschaftszählung 1960 
nach dem Gesetz vom 13. April 1960 (BGBl. I S. 217) 
statt. Die Arbeitskräfteerhebung der Landwirtschafts- 
zählung 1960 wurde auf die Dauer eines Jahres 
als monatliche Stichprobenerhebung durchgeführt. 
Die Zahl der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft hat 
sich seit 1949 stark verringert. Für die ständigen Ar- 
beitskräfte ergibt sich ein Rückgang um rd. 1,8 Millio- 
nenPersonen vom Wirtschaftsjahr 1950/51 bis 1960/61. 
Auch in Zukunft wird der Arbeitskräftebestand der 
Landwirtschaft größeren Veränderungen unterworfen 
sein. Die Abwanderung in andere Wirtschaftszweige 
wird weiter anhalten. Außerdem ist zu erwarten, 
daß sich die beobachtete Abnahme der Kleinbetriebe 
und Zunahme der größeren bäuerlichen Betriebe 
fortsetzen und zu einer weiteren Verringerung der 
landwirtschaftlichen Arbeitskräfte führen wird. 

Aus den vorgenannten Gründen ist der Aussage- 
wert der Feststellungen über die Arbeitskräfte in 
der Landwirtschaft zeitlich sehr begrenzt. Auch für 
die Zukunft kann daher nicht darauf verzichtet wer- 
den, die Entwicklung des Arbeitskräftebestandes in 
der Landwirtschaft festzustellen. 

Die bei derBundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung anfallenden Zahlen über 
Lohnarbeitskräfte in der Landwirtschaft haben nur 
einen begrenzten Erkenntniswert, da sie die nicht- 
ständig oder nur gelegentlich beschäftigten Lohn- 
arbeitskräfte nicht einschließen, keine Angaben über 
die Arbeitszeitleistung enthalten und nicht nach 
Betriebsgrößenklassen gegliedert sind; im übrigen 
sind die Lohnarbeitskräfte nur mit 13 Vo am Arbeits- 
aufwand in der Landwirtschaft beteiligt. 

Zur Beobachtung der Entwicklung des Arbeitskräfte- 
bestandes ist deshalb eine repräsentative Statistik 
notwendig, für die entsprechend den im § 6 StatGes 
zum Ausdruck kommenden Grundsätzen ein Gesetz 
vorgesehen wird; ihre Ergebnisse sind für folgende 
Zwecke erforderlich: 

1. zur Beurteilung der Ertragslage der Landwirt- 
schaft in den jährlichen Grünen Berichten und 
zur Entscheidung über die nach dem Grünen Plan 
jeweils zu treffenden agrarpolitischen Maßnah- 
men, 

2. zur Durchführung sonstiger Maßnahmen im Rah- 
men des Agrarprogramms der Bundesregierung, 

3. zu Berechnungen über das Lohnkonto der Land- 
wirtschaft, 


4. für Tarifverhandlungen, für die Gestaltung der 
Lohn- und Arbeitsverfassung und für Maßnah- 
men der Arbeitsmarktpolitik, 

5. für volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen und 
für die Berechnung des Sozialprodukts, 

6. für vergleichende Untersuchungen über die 
Landarbeitsverhältnisse und deren Einflüsse auf 
die Ertragslage in anderen Ländern, 

7. zur Erfüllung von Anforderungen der EWG. 

Die Statistik soll zunächst in jedem zweiten Wirt- 
schaftsjahr und weiter in jedem dritten Wirtschafts- 
jahr durchgeführt werden. Die Abgrenzung der 
Wirtschaftsjahre in der Landwirtschaft entspricht 
allgemeiner Übung. Für das Forstwirtschaftsjahr ist 
die in den meisten Ländern bestehende Abgrenzung 
zugrunde gelegt worden. Um das Forstwirtschafts- 
jahr an eine abweichende Regelung anpassen zu 
können, ist eine entsprechende Ermächtigung an die 
Landesregierungen vorgesehen (§ 1 ). 

Als Berichtszeitraum für die Angaben über Arbeits- 
kräfte und deren Arbeitszeiten in landwirtschaft- 
lichen Betrieben (§ 2) ist der Monat zugrunde gelegt 
worden, weil nach den Erfahrungen bei früheren 
Erhebungen die Betriebsinhaber höchstens über 
einen Monat zuverlässig berichten können. Aus den 
Monatsergebnissen sind der durchschnittliche Ar- 
beitskräftebestand und der betriebliche Arbeitsauf- 
wand im Wirtschaftsjahr zu ermitteln. Nachdem im 
Rahmen der Landwirtschaftszählung 1960 hinterein- 
ander 12 Monatserhebungen über die Arbeitskräfte 
durchgeführt worden sind, sollen zur Kostenerspar- 
nis in Zukunft nur vierteljährliche Erhebungen 
durchgeführt werden, die sich jeweils auf einen 
Monat beziehen. 

Von den landwirtschaftlichen Betrieben mit 2 und 
mehr ha und den für den Markt erzeugenden 
landwirtschaftlichen Betrieben mit 0,5 bis unter 2 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche sollen bei jeder Er- 
hebung insgesamt bis zu 65 000 Betriebe im Bundes- 
gebiet — das sind etwa 5 Vo — befragt werden. 
Dieser Stichprobenumfang ist zur Erzielung aus- 
reichend genauer Ergebnisse für Länder und in den 
Hauptmerkmalen auch für Landwirtschaftskammer- 
bezirke erforderlich. Der Stichprobenumfang soll in 
den einzelnen Bundesländern so abgestuft werden, 
daß Landesergebnisse mit vergleichbaren Genauig- 
keiten erzielt werden können. Die für den Markt 
erzeugenden Betriebe werden nach einem bestimm- 
ten Mindestverkaufserlös je Jahr bei der Boden- 
nutzungsvorerhebung festgestellt. 

Die Sachverhalte, auf die sich die Erhebungen in 
den landwirtschaftlichen Betrieben erstrecken, sind 
etwa die gleichen, wie sie bei der Arbeitskräfteer- 
hebung der Landwirtschaftszählung 1960 erhoben 
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worden sind. In Bremen und Hamburg ist eine ge- 
ringere Zahl der Erhebungen vorgesehen. 

Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft (§ 3 ) wurden 
in einer amtlichen Erhebung erstmalig gesondert 
bei der Landwirtschaftszählung 1960 festgestellt. 
Jährliche Bestandszahlen konnten von den Forst- 
abteilungen der Ministerien nur für die in Staats- 
forstbetrieben beschäftigten Arbeitskräfte zusam- 
mengestellt werden. Über die Arbeitskräfte der pri- 
vaten Forstbetriebe und der Körperschaftsforsten 
lagen nur Schätzungen vor. 

Durch das Gesetz sollen diese Schätzungen durch 
repräsentative Ermittlungen ersetzt werden, um zu- 
verlässige Zahlen über den gesamten Arbeitsauf- 
wand in der Forstwirtschaft zu erhalten. In der 
Forstwirtschaft ist es möglich, mit einer einmaligen 
Erhebung im Jahr von den Betrieben Angaben über 
die Arbeitskräfte, ihre Stellung im Betrieb und ihre 
Beschäftigung für das ganze Forstwirtschaftsjahr zu 
erhalten. Es ist deshalb in den Erhebungsjahren 
jeweils nur eine Erhebung in den ersten zwei Mona- 
ten nach Ablauf des Forstwirtschaftsjahres vorge- 
sehen. 

Für die Forstbetriebe des Bundes und der Länder 
fallen in den zuständigen Dienststellen die ge- 
wünschten Zahlen über die Arbeitskräfte an. In 
diesen Betrieben sollen deshalb keine Erhebungen 
stattfinden, vielmehr ist vorgesehen, daß die Forst- 
abteilungen der Ministerien ebenso wie die der 
Landwirtschaftskammern für ihren Bereich die ent- 
sprechenden Zahlen zusammenstellen und die Er- 
gebnisse den zuständigen Statistischen Landes- 


ämtern zuleiten. Nur private Forstbetriebe sowie 
Betriebe von Körperschafts- und Gemeinschafts- 
forsten sollen unmittelbar befragt werden. Der 
Stichprobenumfang soll auf 3000 dieser Betriebe mit 
50 und mehr ha Waldfläche — das sind etwa 30 Vo 
— ■ begrenzt werden. 

§ 4 soll klarstellen, daß die Bundesregierung neben 
den Erhebungen nach diesem Gesetz bereditigt ist, 
ergänzende Erhebungen durch Rechtsverordnungen 
nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuordnen. Gleichlautende 
Vorschriften befinden sich in anderen Gesetzen über 
Agrarstatistik, vgl. z. B. § 7 a des Viehzählungsge- 
setzes i. d. F. vom 3. Dezember 1958 (BGBl. I S. 897). 

Die Kosten eines Erhebungsjahres werden vor- 
läufig wie folgt geschätzt: 



Länder 

Bund 

Bund und 
Länder 


* Kosten in 1000 DM 

Persönliche Kosten . 

511 

66 

577 

Sächliche Kosten . . . 

194 

14 

208 

Gesamtkosten 

705 

80 

785 


b Erhebungsjahr ist nach § 1 jedes zweite oder dritte Jahr. 
Bei der Kalkulation der Kosten wurde davon ausge- 
gangen, daß Ergebnisse für Bund und Länder sowie 
in zusammengefaßter Form auch für Landwirtschafts- 
kammerhezirke erstellt werden. Falls die Länder auch 
Ergebnisse für die Regierungsbezirke erstellen, erhö- 
hen sich die Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes er- 
gibt sich daraus, daß es in § 3 Abs. 3 eine Zu- 
ständigkeitsregelung innerhalb der Landesbehör- 
den im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG trifft. 

2. Zu § 1 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Uber die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft werden im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes einmalige Erhebungen als Bundessta- 
tistik durchgeführt. Die Erhebung in der Land- 
wirtschaft findet im Wirtschaftsjahr 1964/65, in 
der Forstwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1963/64 
statt." 

Begründung i 

Eine Festlegung künftiger Erhebungstermine soll- | 
te im jetzigen Zeitpunkt vermieden werden, weil 
die tatsächlichen künftigen Bedürfnisse von der 
derzeit nur schwer überblickbaren Entwicklung 
des Agrarmarktes im Rahmen der EWG abhän- 
gen. 

3. Zu § 2 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „in den 
Erhebungsjahren" und in Satz 3 die Worte 
„in jedem zweiten Erhebungsjahr" jeweils 
durch die Worte „im Erhebungsjahr" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 1 Abs. 1. 


b) In Absatz 1 Satz 3 ist nach den Worten „In 
den Ländern" das Wort „Berlin," einzufügen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 1 Abs. 1. 
Der Gartenbau hat an der Versorgung Berlins 
mit Blumen und Gemüsen einen erheblichen 
Anteil. Er ist der arbeitsintensivste Zweig der 
Landwirtschaft. Die Zahl der Beschäftigten ist, 
verglichen mit anderen Gewerbezweigen in 
Berlin, relativ hoch. Es ist daher für die Be- 
urteilung der Produktionskraft und Produk- 
tionsleistung sehr nützlich, die Zahl der Be- 
schäftigten und vor allem die Struktur der 
Arbeitskräfte zu kennen. Aus dieser Kenntnis 
ließe sich ableiten, ob und in welcher Weise 
Förderungsmaßnahmen notwendig und sinn- 
voll waren und zukünftig anzusetzen sind. 


4. Zu § 3 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) In der Forstwirtschaft werden in den 
ersten zwei Monaten nach Ablauf des Forst- 
wirtschaftsjahres 1963/64 Erhebungen über 
dieses Forstwirtschaftsjahr durchgeführt." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 1 Abs. 1. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „zwei Monaten" 
durch die Worte „drei Monaten" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Durchführung der Erhebung in der Forst- 
wirtschaft wird in den ersten zwei Monaten 
nach Ablauf des Forstwirtschaftsjahres nicht 
möglich sein. Das Erhebungsgeschäft sollte 
daher auf drei Monate verteilt werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvorschlä- , 
gen des Bundesrates zu 3. b) und 4. b) einverstanden. | 
Sie widerspricht jedoch den Vorschlägen zu 1., 2., 

3. a) und 4. a). 

Zu L 

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. Der in der Begründung des Bundesrates ange- 
führte § 3 Abs. 3 enthält keine Bestimmungen über 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG, sondern ordnet 
materiell die Auskunftspflicht bestimmter Behörden 
und Einrichtungen entsprechend § 10 Abs, 1 StatGes 
an. 

Zu 2., 3. a) und 4. a) 

Der vorgeschlagenen Beschränkung auf eine ein- 
malige Erhebung kann die Bundesregierung nicht 
zustimmen. Die Zahl der Arbeitskräfte und die Struk- 
tur ihres Bestandes sind wichtige Maßstäbe für die 
Beurteilung der Lage der Landwirtschaft bei den 
agrarpolitischen Maßnahmen des Bundes. Zahl und 
Struktur der Arbeitskräfte unterliegen laufend star- 
ken Veränderungen, die einerseits den Aussagewert 
der Statistik zeitlich begrenzen und zum anderen als 
solche festgestellt und ausgewertet werden müssen. 
Auch in anderen Bereichen gibt es laufende Statisti- 
ken über die Zahl der Beschäftigten, z. B. werden sie 


I in der Industrie seit langem monatlich festgestellt. 

I Daneben gibt es für alle gewerblichen Bereiche die 
Arbeitskräftestatistik der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung, in die 
jedoch nur die Lohnarbeitskräfte, die mit etwa 
13 V. H. an dem Arbeitsaufwand in der Landwirt- 
schaft beteiligt sind, einbezogen werden, während 
die Familienarbeitskräfte, die den Hauptteil des 
Arbeitskräftepotentials der Landwirtschaft aus- 
machen, hier überhaupt nicht erfaßt werden. Auch 
der vom Bundesrat angeführte Gesichtspunkt, daß 
die Entwicklung des Agrarmarkts in der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft z. Z. nur schwer über- 
blickbar sei, spricht nicht gegen, sondern für die Not- 
wendigkeit, die Arbeitskräfteerhebung schon jetzt 
auf lange Sicht zu regeln. Es ist deshalb dringend 
erforderlich, die Erhebungen in dem vorgesehenen 
Turnus durchzuführen. 

Um die Erhebungszeiten im einzelnen an etwa später 
vorgesehene EWG-Statistiken anzupassen, könnte 
jedoch eine Ermächtigung entsprechend § 12 des 
Entwurfs eines Gesetzes über Bodennutzungs- und 
Ernteerhebung — BR-Drucksache 393/63, BT-Druck- 
sache IV/T795 — vorgesehen werden. Danach soll die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Zeiten für die Durch- 
führung der Erhebungen abweichend regeln können, 
um die Erhebungen an statistische Vorhaben der 
EWG anzupassen, soweit dadurch nicht die Zahl der 
Erhebungen erhöht wird. 
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